
Emesz & Partner WP & Stb GmbH, 1040 Wien, Trappelgasse 4 T: +43 1 236 66 20, Fax: +43 1 236 66 20-20, Email: office@emesz-treuhand.at 

 

1

 

 

Klienteninformation 

November 2019 
 

 

Inhalt 

 

 

 

HIGHLIGHTS DES EINKOMMENSTEUERRICHTLINIEN-WARTUNGSERLASSES ...................................................... 1 

ÄNDERUNGEN DURCH DAS EU-FINANZ-ANPASSUNGSGESETZ 2019 (EU-FINANPG) .......................................... 2 

ELEKTRONISCHE ZUSTELLUNG BEHÖRDLICHER SCHRIFTSTÜCKE AB 1.1.2020 ................................................... 4 

E-MOBILITÄT - FÖRDERUNGEN UND STEUERLICHE ANREIZE ............................................................................ 5 

SPLITTER........................................................................................................................................................... 7 

HÖCHSTGERICHTLICHE ENTSCHEIDUNGEN ....................................................................................................... 7 

 
 
 



 

 

Hinweis: Wir haben die vorliegende Klienten-Info mit größtmöglicher Sorgfalt erstellt, bitten aber um Verständnis dafür, dass sie weder eine persönliche 
Beratung ersetzen kann noch dass wir irgendeine Haftung für deren Inhalt übernehmen können. 

1 / 9 

Highlights des Einkommensteuerrichtlinien-Wartungserlasses 
Im Mai 2019 wurde der EStR-Wartungserlass veröffentlicht. Im Folgenden sollen einige praxisrelevante 
Aussagen erläutert werden. 
  
• Abzugsfähigkeit von Verfahrenskosten für strafbare Handlungen (Rz 1621) 
Strafen und Geldbußen, die von einem Gericht, einer Verwaltungsbehörde oder einem Organ der 
Europäischen Union verhängt werden, sowie Verbandsgeldbußen sind generell steuerlich nicht 
abzugsfähig. Aufgenommen wurde nunmehr die Rechtsansicht des VwGH, dass Verfahrenskosten auch 
dann abzugsfähig sind, wenn die zur Last gelegte Tat zu einer Verurteilung geführt hat. Voraussetzung 
ist nur, dass die zur Last gelegte Handlung ausschließlich und unmittelbar aus der betrieblichen 
Tätigkeit heraus erklärbar und damit betrieblich veranlasst ist. Dies gilt sinngemäß für 
Verfahrenskosten in Zusammenhang mit einem Rücktritt von der Verfolgung. 
 
• Auswirkungen des Brexit (Rz 2518a) 
Ab dem Ausscheiden eines Staates aus dem EU/EWR-Raum kann zwar keine Ratenzahlung bzw 
Nichtfestsetzung für auf dadurch aufgedeckte stille Reserven entfallende Steuern mehr beantragt 
werden. Das Ausscheiden stellt aber keinen Weiterzug in einen Drittstaat dar, der zur einer 
Festsetzung bzw vorzeitigen Fälligstellung noch offener Steuerbeträge führt.  
 
• Zinsanteil bei Veräußerung privater Wirtschaftsgüter gegen Ratenzahlung (Rz 6121c) 
Bei der Veräußerung privater Wirtschaftsgüter gegen Ratenzahlungen gehören die in den Raten 
enthaltenen Zinsenanteile zu den Einkünften aus Kapitalvermögen. Eine solche Zinskomponente kann 
nach den nunmehr vorliegenden Aussagen nicht nur in einer fremdüblichen 
Wertsicherungsvereinbarung oder einer explizit vereinbarten fremdüblichen Verzinsung liegen. Das 
BMF vertritt die Meinung, dass – sofern keine Vereinbarung getroffen oder explizit Zinslosigkeit 
vereinbart wurde -  in wirtschaftlicher Betrachtung dennoch vom Vorhandensein einer Zinskomponente 
in den Raten auszugehen ist. Diese Zinsen wären dann zum Normalsteuersatz steuerpflichtig.  
 
• Schadenersatz bei Kapitalvermögen (Rz 6143) 
Ein nach einer allfälligen Veräußerung geleisteter Schadenersatz - unabhängig von der Höhe der 
ursprünglichen Anschaffungskosten – stellt einen zusätzlichen steuerpflichtigen Veräußerungserlös dar. 
Dieser ist jedoch grundsätzlich mit einem allfälligen realisierten Veräußerungsverlust verrechenbar. 
Wird hingegen der Schadenersatz vor einer allfälligen Veräußerung geleistet, führt dies zu einer 
Kürzung der Anschaffungskosten. 
 
• Depotübertrag – Meldung bei Erbschaften (Rz 6168a) 
Werden Wertpapiere von einem ausländischen Depot auf ein Depot eines anderen Steuerpflichtigen 
unentgeltlich übertragen, hat der bisherige Depotinhaber den Übertragungsvorgang dem Finanzamt 
innerhalb eines Monats zu melden. Ansonsten wird die Übertragung als steuerpflichtige Veräußerung 
gewertet.  Im Falle einer Erbschaft kann die Meldung auch vom Erben durchgeführt werden. Neu ist, 
dass die Meldung erst innerhalb eines Monats nach der tatsächlichen Übertragung durch den 
Erben erfolgen muss.  
 
• Steuerliche Berücksichtigung von Vorsteuerberichtigungsbeträgen bei Immobilien (Rz 6421a, 

Rz 6666) 
Bei Vorsteuerberichtigungsbeträgen, die sich aufgrund eines Wechsels von der steuerpflichtigen in 
die steuerfreie Vermietung ergeben, handelt es sich um Werbungskosten bei den 
Vermietungseinkünften. Löst der Verkauf eines Gebäudes eine Vorsteuerberichtigung aus, kommt 
ein Werbungskostenabzug nur im Rahmen der Grundstücksbesteuerung gem § 30 EStG in Betracht. 
Derartige Beträge sind dann als Werbungskosten abzugsfähig, wenn sie anlässlich der Veräußerung des 
Grundstückes entstanden sind. Anlässlich der Veräußerung können solche Berichtigungsbeträge auch 
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dann entstehen, wenn die Aufgabe einer Vermietung zeitlich bereits in Vorbereitung einer geplanten 
Veräußerung erfolgt. Besteht kein Zusammenhang zwischen der Aufgabe der Vermietung und der 
Veräußerung des ehemaligen Mietgrundstückes (zB auf Grund zwischenzeitiger privater Nutzung), 
kann keine steuerliche Berücksichtigung erfolgen.  
 
 

Änderungen durch das EU-Finanz-Anpassungsgesetz 2019 
(EU-FinAnpG) 

Mit dem EU-FinAnpG wurden gleich mehrere EU-Richtlinien in nationales Recht umgesetzt. Hier 
von Bedeutung sind in erster Linie die Richtlinie zur Beilegung von Besteuerungsstreitigkeiten in der 
EU, die Richtlinie über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union 
gerichteten Betrug und die Richtlinie zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zweck der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung. Die Umsetzung dieser Richtlinien in nationales Recht 
erfolgte im steuerrechtlichen Bereich durch Schaffung eines EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetzes 
(EU-BStbG) sowie durch Änderungen im Finanzstrafgesetz (FinStrG). Wirtschaftsrechtliche 
Änderungen erfolgten ua im Kapitalmarktgesetz, im Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz 
(WieReG) sowie im Glücksspielgesetz.  
Von praktischer Relevanz sind folgende Änderungen: 

EU-Besteuerungsstreitbeilegungsgesetz (EU-BStbG)  
Dieses neue Gesetz legt Verfahren zur Beilegung von Besteuerungsstreitigkeiten zwischen EU-
Mitgliedsstaaten fest. Diese können durch unterschiedliche Auslegung bzw Anwendung von 
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) entstehen, da in den bilateralen DBA idR kein verpflichtendes 
Schiedsverfahren vorgesehen ist. Üblicherweise erfolgte die Konfliktlösung bislang durch Einleitung 
von Verständigungsverfahren, die aber keine Frist für deren Erledigung vorsahen. Dies führte in der 
Praxis dazu, dass Konflikte in den Verständigungsverfahren oft gar nicht gelöst wurden. Folge davon 
ist, dass eine Doppel- oder Mehrfachbesteuerung weiter bestehen bleibt. Durch die neuen Verfahren 
nach dem EU-BStbG soll mit Wirkung ab dem 1.9.2019 eine wirksame Beilegung von Streitigkeiten 
infolge von Doppel- und Mehrfachbesteuerungen bewirkt werden. Betroffen sind nur Streitfragen im 
Zusammenhang mit Einkommen oder Vermögen, welches in einem Besteuerungszeitraum ab dem 
1.1.2018 erwirtschaftet worden ist.  
 
Dies soll durch folgende verfahrensrechtliche Maßnahmen sichergestellt werden: 
• Streitbeilegungsbeschwerde: Jede natürliche oder juristische Person, die von einem 

Besteuerungskonflikt betroffen ist, kann bei der zuständigen inländischen Behörde eine 
Streitbeilegungsbeschwerde einbringen. Die Beschwerden von natürlichen Personen und kleineren 
Kapitalgesellschaften werden innerhalb von zwei Monaten von der inländischen an die 
ausländischen zuständigen Behörden weitergeleitet. Große Kapitalgesellschaften müssen die 
Streitbeilegungsbeschwerde auch bei der ausländischen betroffenen Behörde selbst einbringen. Die 
Streitbeilegungsbeschwerde muss genaue Angaben zu den maßgeblichen Tatsachen und Umständen 
des Streitfalls sowie die betroffenen Mitgliedstaaten enthalten. Mangelhafte 
Streitbeilegungsbeschwerden können nach einem Mängelbehebungsauftrag saniert werden. Die 
Beschwerde kann ab Einlangen der ersten Mitteilung einer Maßnahme, die im Ergebnis zu einer 
Streitfrage führt oder führen wird, eingebracht werden. Sie ist spätestens innerhalb von drei 
Jahren nach Bekanntgabe des für die Streitfrage maßgeblichen Bescheids einzubringen. Durch 
das Einbringen der Beschwerde wird jedes von der betroffenen Person angeregte Verständigungs- 
oder Streitbeilegungsverfahren in derselben Rechtssache beendet.  

• Die Streitbeilegungsbeschwerde ist von der österreichischen zuständigen Behörde zu prüfen und 
kann zurückgewiesen werden, wenn zusätzlich geforderte Informationen nicht fristgerecht 
beigebracht werden, wenn sie verfristet ist oder wenn keine Streitfrage vorliegt. 

• Bei Zurückweisung der Streitbeilegungsbeschwerde kann der Antragsteller einen Antrag auf 
Zulassung der Beschwerde durch den Beratenden Ausschuss stellen. Wird der Antrag für zulässig 
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erklärt, wird ein Beratender Ausschuss eingesetzt, der innerhalb von 30 Tagen über die Zulassung 
der Beschwerde entscheidet.  

• Bei Zulassung der Beschwerde hat sich die österreichische zuständige Behörde darum zu bemühen, 
die Streitfrage im Verständigungsverfahren zu lösen. Die zugrundeliegende Streitfrage ist 
grundsätzlich innerhalb von zwei Jahren ab Zulassung zu lösen. 

• Wird zwischen den zuständigen in- und ausländischen Behörden keine Einigung über die 
Streitfrage erzielt, kann die betroffene Person einen Antrag auf Einsetzung eines Schiedsgerichts 
stellen. Wird dem Antrag stattgegeben, ist innerhalb von 120 Tagen ein Beratender Ausschuss 
einzusetzen. 

• Die zuständigen in- und ausländischen Behörden können sich aber auch darauf verständigen, anstelle 
eines Beratenden Ausschusses einen Ausschuss für Alternative Streitbeilegung einzusetzen. Dieser 
Ausschuss ist hinsichtlich seiner Form, seines Verfahrens und seiner Zusammensetzung zwischen 
den Behörden frei zu vereinbaren. So wäre es denkbar, anstelle des Beratenden Ausschusses, 
welcher in jedem Streitfall neu gebildet werden muss, einen ständigen Ausschuss zur Streitbeilegung 
einzusetzen.  

• Die Verfahren enden mit einer für die betroffene Person verbindlichen und durchsetzbaren 
abschließenden Entscheidung. 

• Ihre Kosten des Verständigungsverfahrens hat jede zuständige Behörde zu tragen. Die Kosten für 
die unabhängigen Personen dürfen höchstens € 1.000 pro Person und Sitzungstag der Ausschüsse 
betragen und sind zu gleichen Teilen von den betroffenen Mitgliedstaaten zu tragen. 

 

Änderungen der Bundesabgabenordnung 
In der Bundesabgabenordnung wurden mit 1.9.2019 in Kraft getretene flankierende Maßnahmen zum 
EU-BStbG implementiert. Unter anderem sind Art und Höhe der von einem Streitbeilegungsverfahren 
betroffenen Abgaben bescheidmäßig festzustellen. Abgabenschulden sind auf Antrag des 
Abgabepflichtigen jedenfalls in der Höhe des durch diesen Bescheid festgestellten Betrags auszusetzen. 
 

Änderungen im Finanzstrafgesetz 
Mit dem EU-Finanz-Anpassungsgesetz 2019 wurden auch einige Änderungen im Finanzstrafgesetz 
vorgenommen. Mangels gesonderter Inkrafttretensbestimmungen sind sämtliche Änderungen mit 
23.7.2019 in Kraft getreten.  
 
• Als neuer Straftatbestand wurde der grenzüberschreitende Umsatzsteuerbetrug 

(„Karussellbetrug“) in § 40 FinStrG eingefügt. Der Einnahmenausfall im Gemeinschaftsgebiet 
muss insgesamt mindestens € 10 Mio betragen. Nunmehr ist auch die Hinterziehung von 
Umsatzsteuern eines anderen Mitgliedsstaats im Inland strafbar. Die Strafdrohung für 
grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug entspricht jener für Abgabenbetrug. 

• Die gewerbsmäßige Tatbegehung gem § 38 FinStrG wurde aufgehoben. Allerdings wurde die 
wiederkehrende Tatbegehung nun als Erschwerungsgrund in § 23 Abs 2 FinStrG aufgenommen.  

• Bei Steuer- und Zolldelikten wurden die Höchststrafdrohungen verdoppelt. Die höchste 
Freiheitsstrafe bei Gerichtszuständigkeit beträgt nunmehr vier Jahre anstelle von zwei Jahren. 

• Beim Abgabenbetrug wurde der bislang dreistufige Strafrahmen auf einen zweistufigen reduziert. 
Bei einem strafbestimmenden Wertbetrag bis € 500.000 ist mit einer Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. Neben einer maximal vierjährigen Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu € 
1,5 Mio verhängt werden. Verbände sind mit einer Verbandsgeldbuße bis zu € 5 Mio zu bestrafen. 
Liegt der strafbestimmende Wertbetrag über € 500.000 ist eine Freiheitsstrafe von ein bis zehn 
Jahren zu verhängen. Neben einer maximal achtjährigen Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu 
€ 2,5 Mio verhängt werden. Verbände sind mit einer Verbandsgeldbuße bis zu € 8 Mio zu 
bestrafen. 

• Die Zuständigkeitsgrenze für den Spruchsenat wurde von € 15.000 auf € 10.000 gesenkt.  
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Änderungen im Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz (WiEReG) 
Mit dem EU-FinAnpG wurden auch umfangreiche Änderungen im Wirtschaftliche Eigentümer 
Registergesetz umgesetzt. Die für die Praxis wichtigsten Änderungen (die frühestens am 10.1.2020 in 
Kraft treten) sind: 
• Trusts und trustähnliche Vereinbarungen werden ins Register aufgenommen. 
• Die Rechtsträger haben künftig die Sorgfaltspflichten zumindest jährlich durchzuführen und dabei 

angemessene, präzise und aktuelle Informationen über die wirtschaftlichen Eigentümer 
einschließlich genauer Angaben zum wirtschaftlichen Interesse, einzuholen und zu prüfen, ob die an 
das Register gemeldeten wirtschaftlichen Eigentümer noch aktuell sind. 

• Ein berufsmäßiger Parteienvertreter kann, wenn er die wirtschaftlichen Eigentümer eines 
Rechtsträgers festgestellt und überprüft hat, ein Compliance-Package über das 
Unternehmensserviceportal an die Registerbehörde übermitteln.  

• Gegen berufsmäßige Parteienvertreter oder deren Beschäftigte, die wirtschaftliche Eigentümer 
festgestellt, überprüft und gemeldet haben oder ein Compliance-Package übermittelt haben, können 
Dritte daraus Schadenersatzansprüche nur dann erheben, wenn diese vorsätzlich oder krass grob 
fahrlässig gegen ihre Sorgfaltspflichten verstoßen haben. 

• Die bisherige Einsicht bei Vorliegen eines berechtigten Interesses wird durch eine Öffentliche 
Einsicht in das Register ersetzt (ab 10.1.2020). 

• Die Strafbestimmungen des WiEReG wurden deutlich ausgeweitet. 
Für seit Mai 2018 neu gegründete Rechtsträger muss innerhalb von vier Wochen ab Eintragung in 
das Firmenbuch eine Meldung an das Register erfolgen. Eine Änderung bei den zu meldenden 
Informationen (insbesondere Gesellschafterwechsel) ist ebenfalls binnen vier Wochen ab Kenntnis 
durchzuführen. Verletzungen der Meldepflicht werden als Finanzvergehen geahndet. Bei Vorsatz 
drohen Geldstrafen bis zu € 200.000, bei grober Fahrlässigkeit bis zu € 100.000. Bestraft werden 
können neben den verantwortlichen Personen (Leitungsorgane) auch Rechtsträger selbst (Ver-
bandsverantwortlichkeit). 
Seit Jänner 2019 ist es auch möglich, bei Einmalbegünstigten das Kalenderjahr der Zuwendung 
anzugeben.  Einmalbegünstigte sind Personen, die nur eine einmalige Zuwendung über € 2.000 pro 
Kalenderjahr erhalten.  
Die Meldeformulare wurden Ende März 2019 auf ein neues, modernes Design umgestellt. 
 

Elektronische Zustellung behördlicher Schriftstücke ab 
1.1.2020 

 
Ab 1.1.2020 kommen behördliche Schriftstücke grundsätzlich elektronisch. Die Teilnahme ist für 
Unternehmen verpflichtend. Ausgenommen sind jene Unternehmen, die wegen Unterschreitens der 
Umsatzgrenze nicht zur Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldungen verpflichtet sind. Dies betrifft 
„Kleinunternehmer“ gem § 6 Abs 1 Z 27 UStG mit einem Jahresumsatz von bis zu € 30.000 bzw. € 
35.000 ab 2020. Somit gilt dies auch für Unternehmen die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
beziehen. 
 
Um die elektronische Zustellmöglichkeit ab 1.12.2019 einzurichten, gibt es folgende Möglichkeiten: 

1. Das Unternehmen ist bereits FinanzOnline-Teilnehmer und hat im FinanzOnline eine 
Mailadresse für die elektronische Zustellung hinterlegt und auf die Postzustellung verzichtet. 
Die Daten werden dann automatisch in das USP (Unternehmensserviceportal) transferiert. 

2. Das Unternehmen ist bereits FinanzOnline-Teilnehmer und hat aber im FinanzOnline keine 
Mailadresse für die elektronische Zustellung hinterlegt. Es muss ab 1.12.2019 eine 
Registrierung im  USP (Unternehmensserviceportal) erfolgen 

3. Das Unternehmen ist nicht FinanzOnline oder USP Teilnehmer. Ab 1.12.2019 ist die 
Registrierung direkt im USP erforderlich.  
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Jedenfalls benötigt man für die Registrierung im USP eine Handysignatur.  
 
Erledigungen der Finanzverwaltung werden auch weiterhin – wie schon bisher - über FinanzOnline 

zugestellt werden. An der Zustellung an den Steuerberater der Finanzamtskorrespondenz ändert sich 
dadurch nichts. 

 
Privatpersonen können freiwillig an der eZustellung teilnehmen. 
 

E-Mobilität - Förderungen und steuerliche Anreize  
 

Elektroautos sind immer häufiger im Straßenbild zu entdecken und stellen für den Nahverkehr 
mittlerweile eine vollwertige Alternative zu herkömmlichen Fahrzeugen dar. Für die Jahre 2019 
und 2020 steht das zweite E-Mobilitätspaket, das Förderungen für Unternehmer und Private 
vorsieht, zur Verfügung. 
 
Das zweite E-Mobilitätsprogramm 2019-2020 mit einem Volumen von € 93 Mio wird vom Bund und von 
den Autoimporteuren finanziert. Die Abwicklung erfolgt über die Kommunalkredit Public Consulting 
(KPC) und gilt sowohl für Betriebe als auch für Privatpersonen. Die Einreichung für die Förderaktion 
Elektro-PKW, die seit 1.3.2019 online möglich ist, verläuft in einem 2-stufigen Verfahren:  
1) online-Registrierung: binnen 24 Wochen muss die Lieferung, Bezahlung und Zulassung des 

Fahrzeuges sowie die Antragstellung erfolgen. Ist das Fahrzeug bereits angemeldet und die 
Rechnung nicht älter als sechs Monate, kann die Anmeldung unmittelbar nach Registrierung 
erfolgen. 

2) Folgende Unterlagen benötigen Sie für die Antragstellung: 
• Rechnung(en) über die Anschaffung des Fahrzeuges 
• das unterfertigte Formular Rechnungszusammenstellung 
• Zulassungsbescheinigung 
• im Fall einer Leasingfinanzierung: Leasingvertrag inkl. Depotzahlung 
• einen Nachweis über den Einsatz von Strom aus 100% erneuerbaren Energieträgern 
• Bei Installation einer Wallbox (Heimladestation): Rechnung und Bestätigung des ausführenden 

Elektroinstallateurs 
• Bei Anschaffung eines intelligenten Ladekabels: Rechnung über das intelligente Ladekabel 

Voraussetzung für die Förderung ist die Gewährung eines (festgesetzten) E-Mobilitätsbonus der 
Autoimporteure. 
Neben einem entsprechenden Aufkleber, der am geförderten PKW angebracht ist, gilt es zu beachten, 
dass die vierjährige Behaltedauer und der Nachweis über den Bezug von Strom aus ausschließlich 
erneuerbaren Energieträgern stichprobenartig kontrolliert wird. 
 
Förderungen für Privatpersonen  
Gefördert wird die Anschaffung von Elektro-PKW, E-Mopeds/Motorräder und E-Transporträder. 
Voraussetzung ist, dass die Fahrzeuge mit aus Strom erneuerbaren Energieträgern betrieben werden 
müssen. Hybridfahrzeuge mit Dieselantrieb sind ausgeschlossen. Die vollelektrische Reichweite des 
PKW muss mindestens 50 km betragen. Der Brutto-Listenpreis (Basismodell ohne Sonderausstattung) 
des PKW darf € 50.000 nicht überschreiten. 
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Bundesförderung für E-Fahrzeug 
€ 1.500 Elektro- und Brennstoffzellen 

€ 750 Plug-In-Hybrid und Range Extender 
+ Reichweitenverlängerer 

€ 500 E-Motorrad 
€ 350 E-Moped 
€ 200 E-Transportrad 

 

Bundesförderung für E-Ladestation 
€ 200 Intelligentes Ladekabel 
€ 200 Wallbox (Heimladestation in Ein-

/Zweifamilienhaus 
€ 600 Wallbox in Mehrparteienhaus 

 

 
Hinweis: für die Anschaffung reiner Elektro-PKWs zur Privatnutzung, die in Niederösterreich 
angemeldet werden, gibt es zusätzlich eine Landesförderung NÖ bis zu € 1.000! 

 
Förderungen für Betriebe 
Förderungsmittel werden für alle Unternehmen und sonstige unternehmerisch tätige Organisationen 
bereitgestellt. Die Förderhöhe ist ident mit jener der Privatpersonen, wobei der Bruttolistenpreis 
€ 60.000 nicht überschreiten darf. 
 
Steuerliche Vorteile: 
Aus steuerlicher Sicht sprechen mehrere Gründe für den Umstieg auf Elektromobilität. Neben dem  
Entfall der Normverbrauchsabgabe (NoVA) und der motorbezogenen Versicherungssteuer bestehen 
noch folgende Vorteile: 
 
• Vorsteuerabzug für E-PKW bei Unternehmern 
Erwirbt ein Unternehmer ein Elektroauto (Co2-Emissionswert von 0g/km), besteht seit 2016 die 
Möglichkeit zum Vorsteuerabzug, welcher sowohl die Anschaffungskosten oder die Leasing-
Aufwendungen als auch die laufenden Betriebskosten umfasst. 
Übersteigt der Anschaffungspreis eines Elektroautos € 80.000 inkl USt, entfällt die Möglichkeit zum 
Vorsteuerabzug zur Gänze. Bei Anschaffungskosten zwischen € 40.000 und € 80.000 brutto steht zwar 
der volle Vorsteuerabzug zu, jedoch erfolgt für den € 40.000 übersteigenden Teil im Jahr der 
Anschaffung eine aliquote Korrektur mittels Aufwandseigenverbrauch. Kleinunternehmer oder unecht 
steuerbefreite Unternehmer (zB Ärzte) können keine Vorsteuern in Abzug bringen.  
Für die Anschaffung einer betriebseigenen Ladestation für Elektroautos steht der volle 
Vorsteuerabzug zu. Die Aufwendungen für Strom als Treibstoff von reinen Elektrofahrzeugen sind 
grundsätzlich in voller Höhe vorsteuerabzugsfähig. 
 
• Kein Sachbezugswert für Mitarbeiter 
Für die Privatnutzung eines Elektro-Dienstfahrzeuges entfällt der Sachbezug (bei PKW 1,5% oder 2 
% der Anschaffungskosten). Dies führt zu einer Einsparung der Lohnnebenkosten beim Dienstgeber 
und einer Erhöhung des Nettogehalts bei den Mitarbeitern (Reduktion der Bemessungsgrundlage max € 
960/Monat). Werden private E-Fahrzeuge beim Arbeitgeber unentgeltlich geladen, liegt kein Sachbezug 
vor. 
 
 
Beispiel: 
 Elektro-PKW PKW mit Verbrennungsmotor 

Netto-Listenpreis 33.583 33.583 
Händlerförderung 1. -1.500  
20% USt 0 6.717 
NoVA 0 2.588 

Brutto-Listenpreis 32.083 42.888 
Bundesförderung -1.500  

Endpreis 30.583 42.888 

Differenz/Ersparnis 12.305  

 
Eine zusätzliche Ersparnis ergibt sich durch Wegfall der motorbezogenen Versicherungssteuer von € 
429 pa und eine Ersparnis an Treibstoffkosten, da die Stromkosten (durchschnittliche kWh € 0,4) 
deutlich unter den Benzinkosten liegen.  
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Splitter 
• Antragslose Arbeitnehmerveranlagung 2018 
Alle Arbeitnehmer und Pensionisten, die im Jahr 2018 entweder von mehreren Arbeitgebern oder 
pensionsauszahlenden Stellen Bezüge erhalten haben, oder bei denen ein Alleinverdiener-/ 
Alleinerhalterabsetzbetrag, ein erhöhter Pensionistenabsetzbetrag bzw Pendlerpauschale zu Unrecht 
berücksichtigt wurde, müssen bis zum 30.9.2019 eine Arbeitnehmerveranlagung (L1) einreichen. 
 

In jenen Fällen, in denen die Veranlagung eine Gutschrift ergibt, kommt es zu einer antragslosen 
Veranlagung, die mittels Schreiben der Finanzverwaltung mit dem voraussichtlichen Guthaben den 
Arbeitnehmern und Pensionisten zugestellt wird. Dabei wurden jene Sonderausgaben, die dem 
Finanzamt automatisch übermittelt werden müssen, wie zB Spenden, Kirchenbeitrag, berücksichtigt. 
Allerdings hat die Finanzbehörde keinerlei Information über weitere Sonderausgaben (zB 
Versicherungsbeiträge, Steuerberatungskosten), mögliche Werbungskosten oder außergewöhnliche 
Belastungen.  
 
Es empfiehlt sich aus Erfahrung, dem Steuerberater Ihres Vertrauens die Erstellung der 
Arbeitnehmerveranlagung zu übergeben oder die Information des BMF zumindest plausibilieren zu 
lassen. 
 

• Abgabenentrichtung via SEPA-Einzug 
Seit 1. Juli 2019 besteht die Möglichkeit für die Einziehung von Einkommensteuer-Vorauszahlungen 
ein SEPA-Lastschriftmandat zu erteilen. Voraussetzung ist, dass das Abgabenkonto keinen 
vollstreckbaren Rückstand ausweist, kein Antrag auf Zahlungserleichterung bzw. auf Aussetzung der 
Einhebung eingebracht und kein Insolvenzverfahren über das Vermögen des Abgabepflichtigen eröffnet 
wurde. 
 
Die Einziehung mittels SEPA-Lastschriftmandat erfolgt dann unabhängig von etwa entstehenden 
Gutschriften oder vom Bestehen eines allfälligen Guthabens auf dem Abgabenkonto. Der eingezogene 
Betrag wird jedenfalls für die Abdeckung der fälligen Einkommensteuer-Vorauszahlung verwendet. 
Sollte diese durch eine zwischenzeitlich einlangende Gutschrift bereits abgedeckt sein, kann der 
eingezogene Betrag zur Verrechnung mit anderen fälligen Abgaben verwendet werden. 
 
 
 

Höchstgerichtliche Entscheidungen 
• VwGH zu DB-Pflicht von minderheitsbeteiligten Gesellschafter-Geschäftsführer einer 

Rechtsanwalts-GmbH 
Jüngst hat der VwGH entschieden, dass Rechtsanwälte, die minderheitsbeteiligte Geschäftsführer 
ohne Sperrminorität einer Rechtsanwalts-GmbH sind, keine Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit gem § 25 EStG beziehen und deshalb auch kein Dienstgeberbeitrag gem § 41 FLAG zu 
entrichten ist. Dabei stützt sich der VwGH auf die gesetzliche Weisungsfreistellung von Rechtsanwälten 
gem § 21c Z 10 RAO. Darin wird normiert, dass die Ausübung des Mandats durch den der Gesellschaft 
angehörigen Rechtsanwalt nicht an eine Weisung oder eine Zustimmung der Gesellschafter 
(Generalversammlung) gebunden sein. Bei dieser Bestimmung handelt es sich nicht um eine 
gesellschaftsvertragliche Sonderbestimmung iSd § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG. 
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• VwGH: Präzisierung der Fremdvergleichsrechtsprechung in der Umsatzsteuer  
Der VwGH hat seine Rechtsprechung zu den Anforderungen an eine unternehmerische Tätigkeit in 
der Umsatzsteuer präzisiert. Eine Verpachtung zu einem fremdunüblich niedrigen Entgelt ist dann 
anzuerkennen, wenn kein offensichtlicher Bezug zur privaten Lebensführung eines Beteiligten besteht. 
Für Rechtsbeziehungen in der Unternehmerkette, bei denen ohnedies der Umsatzsteuer auf der einen 
Seite der Vorsteuerabzug auf der anderen Seite gegenübersteht, geht der VwGH auf Distanz zu der 
Beweisregel bei Vereinbarungen zwischen nahen Angehörigen. 
 
• Hauptwohnsitzbefreiung bei nur vorübergehender Abmeldung des Hauptwohnsitzes 
Der VwGH musste vor kurzem beurteilen, ob für die Hauptwohnsitzbefreiung von der Immo-ESt ein 
durchgehender zweijähriger Hauptwohnsitz vor dem Verkauf erforderlich ist. Im zugrundeliegenden 
Sachverhalt hatte der Eigentümer einer Eigentumswohnung, in der er seinen Hauptwohnsitz hatte, im 
Zuge seines Scheidungsverfahrens für eine kurze Zeit (etwas mehr als ein Monat) den Hauptwohnsitz in 
der Eigentumswohnung abgemeldet und dort nur einen Zweitwohnsitz gemeldet. Im Verfahren 
argumentierte der Eigentümer, dass er seinen Hauptwohnsitz in der gegenständlichen Wohnung 
eigentlich nie aufgegeben hätte, weil seine beiden Kinder durchgehend in der Wohnung gewohnt hätten. 
Er sei lediglich kurzfristig zu seinem Vater gezogen. Nach Ansicht des VwGH sei es im konkreten Fall 
entscheidend, ob der Revisionswerber weiterhin in der gegenständlichen Wohnung einen Wohnsitz iSd 
§ 26 BAO inne hatte und zudem, ob er weiterhin die engeren persönlichen und wirtschaftlichen 
Beziehungen zu dieser Wohnung hatte, auch wenn eine tatsäch-liche Benützung der Wohnung nicht 
(ununterbrochen) erfolgte. Der Hauptwohnsitz-Meldung komme in diesem Zusammenhang keine 
materiellrechtliche Bedeutung zu. In Zweifelsfällen kann die polizeiliche An- und Abmeldung aber als 
Indiz dienen. Im fortgesetzten Verfahren wird zu klären sein, zu welchem Wohnsitz letztlich die 
engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen bestanden haben. Im Grunde hält der VwGH 
aber auch mit dieser Entscheidung an dem Erfordernis des durchgehenden zweijährigen 
Hauptwohnsitzes für die Hauptwohnsitzbefreiung fest. 
 

Termin 1.Oktober 2019 
Mit Beginn der Anspruchsverzinsung ab 1.10.2019 für Nachzahlungen bzw Gutschriften aus der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer 2018 kommt es zur Verrechnung von Zinsen iHv 1,38% pa.  Zur 
Vermeidung kann eine freiwillige Anzahlung in Höhe der zu erwartenden Steuernachzahlung getätigt 
werden. Anspruchszinsen unter € 50 werden nicht vorgeschrieben (Freigrenze). 
 
Anspruchszinsen sind ertragsteuerlich neutral. Damit sind Zinsaufwendungen nicht absetzbar und 
Zinserträge steuerfrei. Im Falle einer zu erwartenden Gutschrift kann es sich lohnen in Anbetracht des 
niedrigen Zinsniveaus lohnen, die Steuererklärung erst später einzureichen. Die Anspruchszinsen iHv 
1,38% pa. entsprechen einer Verzinsung vor Abzug der KESt iHv rd 1,90% pa. 
 

 


